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Liebe Mandanten,
es ist nicht immer leicht im Leben Kurs zu 
halten und einen  geraden Weg einzuschla-
gen. Am sprichwörtlichen Wegesrand lauern 
schließlich viele Gefahren und Ablenkungen. 
Gut wenn man hier einen entsprechenden 
Kompass zur Hand hat, um zielgerichtet und 
mutig voran zu kommen. Solche Kompas-
se können geschätzte Menschen sein mit 
einem  klar definierten Ziel und auch gute 
Lotsen - das sind wir für Sie. Das ist zuge-
geben ein ambitioniertes Vorhaben, aber 
daran arbeiten wir jeden Tag neu.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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HINWEIS ZUM 
BUNDESDATENSCHUTZGESETZ
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Februar 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezo-
gen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.02.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe-
sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 11.02.2019 14.02.2019 08.02.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 11.02.2019 14.02.2019 08.02.2019

Umsatzsteuer-Sondervor-
auszahlung 11.02.2019 14.02.2019 08.02.2019

Gewerbesteuer 15.02.2019 18.02.2019 12.02.2019

Grundsteuer 15.02.2019 18.02.2019 12.02.2019

Sozialversicherung⁵ 26.02.2019 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2016:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine März 2019

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.03.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 11.03.2019 14.03.2019 08.03.2019

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 11.03.2019 14.03.2019 08.03.2019

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 11.03.2019 14.03.2019 08.03.2019

Umsatzsteuer ⁴ 11.03.2019 14.03.2019 08.03.2019

Sozialversicherung ⁵ 27.03.2019 entfällt entfällt
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E I N K O M M E N S T E U E R

Berücksichtigung von Rechtsanwalts-
kosten wegen Erbstreitigkeiten als 
außergewöhnliche Belastung

Rechtsanwaltskosten wegen Erbstreitigkei-
ten können als außergewöhnliche Belastung 
anerkannt werden. Voraussetzung ist, dass 
der Rechtsstreit einen für den Steuerpflichti-
gen existenziell wichtigen Bereich oder den 
Kernbereich menschlichen Lebens betrifft. 
Nur eine daraus ableitbare Zwangslage, 
die eine Rechtsverfolgung trotz unsicherer 
Erfolgsaussichten existenziell erforderlich 
macht, kann die Berücksichtigung als außer-
gewöhnliche Belastung rechtfertigen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor, 
wenn dem Erben ausreichend andere nicht 
streitbefangene Einkünfte zur Bestreitung 
seines Lebensunterhalts zur Verfügung 
stehen und eine Schuldübernahme aus dem 
Nachlass, z. B. durch eine Ausschlagung der 
Erbschaft, hätte vermieden werden können.

(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Nürnberg)

Pauschal ermittelte Nutzungsentnahme 
für Kfz vielleicht doch begrenzbar?

Die private Nutzung eines betrieblichen 
Kraftfahrzeugs (Kfz) kann pauschal nach der 
sog. 1 % Regelung besteuert werden. Dies 
setzt seit 2006 voraus, dass das Kfz zu min-
destens 50 % betrieblich genutzt wird. Der 
Bundesfinanzhof hatte erst kürzlich entschie-
den, dass es nicht geboten sei, im Umkehr-
schluss die nach der 1 % Regelung ermittelte 
Nutzungsentnahme auf 50 % der Gesamt-
aufwendungen für das Kfz zu begrenzen.

Diese Entscheidung könnte nun das Bun-
desverfassungsgericht kippen. Gegen die 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist mitt-
lerweile Verfassungsbeschwerde erhoben 
worden.

Hinweis: Betroffene Streitfälle sollten mit 
Verweis auf das anhängige Verfahren offen-
gehalten werden.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Kein Abzug für von der Gesellschaft in 
Rechnung gestellte Gewerbesteuer als 
Sonderbetriebsausgaben

Stellt eine Personengesellschaft als Schuld-
ner der Gewerbesteuer ihren Gesellschaftern 
nachzuzahlende Gewerbesteuer in Rech-
nung, führt dies bei den Gesellschaftern 
nicht zu Sonderbetriebsausgaben.

Eine Personengesellschaft, die zur Tonnage-
gewinnermittlung optiert hatte, wurde für 
Gewerbesteuern in Anspruch genommen. 
Entsprechend einer gesellschaftsvertragli-
chen Vereinbarung stellte sie diese Steuern 
den Gesellschaftern in Rechnung und bean-
tragte gleichzeitig, dass die Aufwendungen 
als Sonderbetriebsausgaben zu berücksich-
tigen seien. Das Finanzamt lehnte dies mit 
dem Hinweis ab, dass nach der Tonnagege-
winnermittlung die zu zahlende Gewerbe-
steuer abgegolten sei.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffas-
sung des Finanzamts. Bei der gesellschafts-
vertraglichen Verpflichtung der Gesell-
schafter zur Erstattung handelte es sich um 
eine Gewinnverteilungsabrede, die bei den 
betroffenen Gesellschaftern nicht zum Son-
derbetriebsausgabenabzug führt. Lediglich 
Aufwendungen, die in einem betrieblichen 
Veranlassungszusammenhang mit Vergütun-
gen, die ein Gesellschafter von der Gesell-
schaft, z. B. für seine Tätigkeit im Dienst der 
Gesellschaft oder für die Hingabe von Dar-
lehn bezogen hat, stehen, sind als (Sonder-)
Betriebsausgaben zu berücksichtigen.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Job Ticket ab 2019 steuerfrei

Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern 
ab 2019 den Weg zur Arbeit steuerlich 
schmackhaft machen. Zuschüsse und Sach-
bezüge für die Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel im Linienverkehr, etwa mittels 
Job Ticket, sind seit Jahresbeginn von der 
Steuer befreit. Die Steuerbefreiung umfasst 
auch private Fahrten im öffentlichen Per-
sonennahverkehr. Ziel ist es, die Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel attraktiver zu 
gestalten und mittelbar auch Umwelt- und 
Verkehrsbelastungen zu senken.

Die Steuerbefreiung gilt jedoch nur, wenn 
Arbeitgeber die Leistung zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrin-
gen. Sie gilt daher nicht für Arbeitgeberleis-
tungen, die durch Umwandlung des ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohns finanziert werden

Für Arbeitgeber hat das den Vorteil, dass sie 
das Job Ticket nicht mehr in die monatliche 
44 € Freigrenze für ihre Mitarbeiter einbe-
ziehen müssen. Auch eine etwaige pauscha-
le Besteuerung fällt weg.

Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, dass 
die steuerfreie Leistung im Rahmen ihrer 
Einkommensteuererklärung auf die Ent-
fernungspauschale angerechnet wird. Ihr 
Werbungskostenabzug mindert sich ggf. 
entsprechend.



11I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Konzernklausel zum gewerbesteuerli-
chen Verlustabzug gilt nicht für Anteile 
an Personengesellschaften

Die A GmbH (A) war alleinige Kommandi-
tistin der B GmbH & Co. KG (B), die zum 31. 
Dezember 2013 gewerbesteuerliche Ver-
lustvorträge hatte. Die A übertrug 2014 im 
Rahmen einer Abspaltung ihren KG-Anteil 
auf die C GmbH (C). Alleingesellschafter der 
A und der C war die Konzernmutter D. Das 
Finanzamt verwehrte der B für 2014 den 
Abzug der gewerbesteuerlichen Verlust-
vorträge wegen fehlender Unternehmeri-
dentität. Diese liege nur dann vor, wenn der 
Gewerbetreibende, der den Verlustabzug 
in Anspruch nehmen will, den Verlust zuvor 
auch selbst erlitten hat. Durch das Ausschei-
den der A sei der gesamte Verlustvortrag 
entfallen.

Die B meinte, hier sei die sog. Konzernklau-
sel anzuwenden, die eine Verlustverrech-

nung bei Umstrukturierungen von Kapit-
algesellschaften innerhalb eines Konzerns 
zulässt. Die Unternehmeridentität sei durch 
die D als gemeinsame Konzernmutter von A 
und C gewahrt.

Das Finanzgericht Düsseldorf gab dem 
Finanzamt recht, weil die Konzernklausel nur 
bei Übertragung von Anteilen an Kapitalge-
sellschaften anzuwenden sei. Sie gelte nicht 
für Personengesellschaften. Das Gericht 
sah hierin auch keine verfassungswidrige 
Ungleichbehandlung von Personen- und 
Kapitalgesellschaften.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

G E W E R B E S T E U E R
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A R B E I T S R E C H T

EuGH stärkt Arbeitnehmerrechte bei 
Urlaubsanspruch

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) hat sich in zwei Urteilen zum deut-
schen Urlaubsrecht geäußert.

Zum einen ging es um die Vererbbarkeit von 
Urlaubsabgeltungsansprüchen. Die Wit-
wen zweier Arbeitnehmer hatten von den 
ehemaligen Arbeitgebern ihrer Ehemänner 
finanzielle Vergütung für die zum Zeitpunkt 
des Todes nicht genommenen Urlaubstage 
gefordert. Fraglich war, ob der Anspruch 
auf bezahlten Jahresurlaub auch dann nicht 
mit dem Tod des Arbeitnehmers untergeht, 
wenn   wie in Deutschland   eine finanzielle 
Vergütung nach dem nationalen Recht nicht 
Teil der Erbmasse wird.

Der EuGH hat dies bestätigt. Auch wenn der 
Zweck der Erholung nicht mehr verwirklicht 
werden kann, können die Erben eine finan-
zielle Vergütung für nicht genommenen 
Jahresurlaub verlangen, da ansonsten die 
finanzielle Komponente des grundrechtlich 
relevanten Anspruchs auf bezahlten Jahres-
urlaub rückwirkend entfallen würde. Schließt 
das nationale Recht eine solche Möglichkeit 
aus, können sich die Erben unmittelbar auf 
das Unionsrecht berufen.

In einem weiteren Fall hatte ein Rechtsrefe-
rendar in den letzten Monaten seines juris-
tischen Vorbereitungsdiensts trotz Auffor-

derung nur zwei Tage Urlaub genommen 
und für die nicht genommenen Urlaubstage 
finanziellen Ausgleich verlangt.

Der EuGH entschied, dass ein Arbeitnehmer 
seinen Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub 
nicht allein deshalb verliert, weil er keinen 
Urlaub beantragt hat. Kann der Arbeitge-
ber aber beweisen, dass der Arbeitnehmer 
freiwillig und in Kenntnis der Sachlage auf 
den Urlaub verzichtet hat, nachdem er in die 
Lage versetzt worden war, diesen rechtzeitig 
zu nehmen, können der Urlaubsanspruch 
und auch der Anspruch auf finanzielle Ver-
gütung wegfallen.
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Mieter kann Zustimmungserklärung zur 
Mieterhöhung nicht widerrufen 

Mieter können eine einmal erteilte Zustim-
mung zur Mieterhöhung bis zur ortsübli-
chen Vergleichsmiete nicht widerrufen. Dies 
hat der Bundesgerichtshof entschieden.

Das fernabsatzrechtliche Widerrufsrecht soll 
Verbraucher vor Fehlentscheidungen schüt-
zen. Dies gilt vor allem bei Haustürsituatio-
nen oder im Onlinehandel. Bei einem Mie-
terhöhungsverlangen des Vermieters gibt 
es aber kein Informationsdefizit und keinen 
zeitlichen Druck des Mieters. Der Mieter hat 
für seine Überlegungen eine Frist von zwei 
Monaten. Zudem muss eine Mieterhöhung 

M I E T E R  /  V E R M I E T E R

vom Vermieter genau begründet werden. 
Deshalb ist das Widerrufsrecht in diesem Fall 
nicht anwendbar.

Geklagt hatte ein Mieter, der zuerst einer 
Mieterhöhung zugestimmt hatte, jedoch 
kurz darauf den Widerruf der Zustimmung 
erklärte, die erhöhte Miete lediglich unter 
Vorbehalt zahlte und die Rückzahlung der 
zu viel gezahlten Miete begehrte.
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M I E T E R  /  V E R M I E T E R

Beabsichtigte Nutzung als Ferien- oder 
Zweitwohnung kann Eigenbedarf recht-
fertigen

Bei einer Eigenbedarfskündigung wird nicht 
verlangt, dass der Eigentümer die Wohnung 
künftig als Lebensmittelpunkt nutzen will. 
Es kann ausreichen, dass er sie für sich und 
seine Familie nur zeitweilig als Ferienwoh-
nung nutzen möchte. Dies hat der Bundes-
gerichtshof entschieden.

Im entschiedenen Fall kündigte ein im 
Ausland lebender Eigentümer eines Mehr-
familienhauses in bevorzugter Lage von 
Wiesbaden seinem Mieter die Fünfzim-
merwohnung. Die Familie des Eigentümers 
nutzte bereits zwei der vier Wohnungen des 
Hauses für Familientreffen und Kurzaufent-
halte. Aufgrund Familienzuwachses sollte 
auch die Wohnung des Mieters zukünftig für 
diese Zwecke zur Verfügung stehen.

Das Gericht bestätigte die ausgesprochene 
Eigenbedarfskündigung. Demnach kommt 
es nicht auf den dauerhaften Nutzungswil-
len des Eigentümers an, sondern dass er ein 
vernünftiges und nachvollziehbares Interesse 
an der Wohnung hat. Der Eigentümer und 
seine Familie waren mit ihrer ursprünglichen 
Heimatstadt Wiesbaden stark verbunden. Es 
war daher gelebte Tradition, sich gelegent-
lich dort zu treffen. Die Familie war durch 
Kinder und Enkelkinder gewachsen, sodass 
die zwei bislang für ihre Aufenthalte ge-
nutzten Wohnungen des Hauses nicht mehr 
ausreichten. Einer weitergehenden Nut-
zungsabsicht bedarf es nicht. 
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Anspruch auf Lieferung eines mangel-
freien Fahrzeugs nach Kauf eines man-
gelhaften Neuwagens

Ist eine Sache (z. B. ein Pkw) mangelhaft, 
kann der Käufer vom Verkäufer Nacherfül-
lung verlangen. Dabei hat er grundsätzlich 
die Wahl zwischen der Beseitigung des 
Mangels und der Lieferung einer mangelf-
reien Sache. Der Verkäufer kann allerdings 
die vom Käufer gewählte Art der Nacher-
füllung (meistens die Neulieferung) verwei-
gern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen 
Kosten möglich ist. Dann muss, so entschied 
es der Bundesgerichtshof, der Verkäufer den 
Mangel allerdings vollständig, nachhaltig 
und fachgerecht beseitigen.

In entschiedenen Fall hatte ein Käufer im 
Jahr 2012 von einem Pkw-Hersteller einen 
Neuwagen erworben. Der Neuwagen war 
mangelhaft, weil er immer wieder die Über-

hitzung der Kupplung anzeigte und den 
Fahrer zum Anhalten aufforderte. Der Käufer 
verlangte zunächst Mängelbeseitigung vom 
Pkw-Hersteller. Da der Warnhinweis trotz 
mehrfacher Werkstattbesuche immer wieder 
erschien, verlangte er schließlich die Liefe-
rung eines neuen, mangelfreien Fahrzeugs.

Grundsätzlich zu Recht, so der Bundesge-
richtshof. Der Käufer darf seine Wahl der 
Art der Nacherfüllung nämlich ändern. Ob 
der Pkw-Hersteller die Neulieferung wegen 
unverhältnismäßig hoher Kosten verwei-
gern darf, weil ein Software-Update den 
Mangel tatsächlich vollständig, nachhaltig 
und fachgerecht behebt, konnte das Gericht 
vorliegend jedoch nicht abschließend ent-
scheiden.

Z I V I L R E C H T
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Dreitägige Zugangsvermutung eines 
Verwaltungsakts kann bei Beauftra-
gung eines privaten Postdienstleisters 
infrage gestellt werden 

Verwaltungsakte, insbesondere Steuer-
bescheide, die durch die Post übermittelt 
werden, gelten als am dritten Tag nach 
der Aufgabe zur Post als bekanntgegeben 
(sog. Zugangsvermutung). Dies gilt nicht, 
wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu 
einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. 
Im Zweifel hat das Finanzamt den Zugang 
und Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. 
Vom Bekanntgabetag hängt der Beginn der 
einmonatigen Rechtsbehelfsfrist ab.

Die Zugangsvermutung gilt auch, wenn das 
Finanzamt einen privaten Postdienstleister 
beauftragt hat. Trägt aber der Empfänger ei-

nes Verwaltungsakts substantiiert vor, diesen 
später erhalten zu haben, muss überprüft 
werden, ob durch organisatorische und 
betriebliche Vorkehrungen beim privaten 
Postdienstleister sichergestellt ist, dass der 
Verwaltungsakt innerhalb von drei Tagen 
beim Empfänger ankommt. Zweifel hieran 
können sich z. B. dann ergeben, wenn der 
private Postdienstleister einen Subunterneh-
mer beauftragt hat und erhaltene Briefe erst 
einen Tag später an ihn weiterleitet. Wenn 
solche Zweifel bestehen, muss das Finanz-
amt den Zeitpunkt des Zugangs nachweisen.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

V E R FA H R E N S R E C H T
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Schätzung bei fehlenden Organisati-
onsunterlagen für das Kassensystem 
eines Mehrfilialbetriebs

Ein Sicherheitszuschlag zur Ermittlung der 
Besteuerungsgrundlagen bei einer nicht 
ordnungsgemäßen Buchführung ist nur un-
ter bestimmten Voraussetzungen möglich.

Im Rahmen einer Betriebsprüfung bei einem 
Bäckerei-Café mit mehreren Filialbetrieben 
wurde festgestellt, dass für die eingesetzten 
Kassensysteme die vollständigen Programm-
dokumentationen fehlten. Weiterhin lagen 
die Warenaufschlagsätze unter dem mitt-
leren Aufschlagsatz vergleichbarer Cafés. 
Auch ein Zeitreihenvergleich zeigte extreme 
Schwankungen. Aufgrund dieser Feststellun-
gen schätzte das Finanzamt 10 % der erklär-
ten Betriebseinnahmen hinzu.

Das Finanzgericht Köln hatte erhebliche 
Bedenken gegen einen Sicherheitszuschlag 
von 10 %, zumal sich dieser aufgrund der 
hohen Nettoeinnahmen der Unternehmerin 
stark auswirken würde. Demnach müssen 
für einen Sicherheitszuschlag in dieser Höhe 
andere Auffälligkeiten vorliegen, wie z. B. 
nachweisbar nicht erfasste Wareneinkäufe 
oder nachweisbar nicht verbuchte Umsätze. 
Gegebenenfalls ist dies durch eine Vermö-
genszuwachs- oder Geldverkehrsrechnung 
zu unterlegen. Das Finanzamt muss daher 
darlegen, dass andere Schätzungsme-
thoden nicht möglich waren und dass die 
Hinzuschätzungen schlüssig, wirtschaftlich 
möglich und im Einklang mit den konkreten 
Prüfungsfeststellungen standen.

V E R FA H R E N S R E C H T
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Kein Erlass von Nachforderungszinsen, 
die wegen Nichtbeachtung des Rever-
se-Charge-Verfahrens entstanden sind

Das Finanzamt kann festgesetzte Zinsen 
erlassen, wenn deren Einziehung nach Lage 
des Einzelfalls unbillig wäre. Unbilligkeit ist 
gegeben, wenn zwar der Wortlaut einer 
Vorschrift erfüllt ist, aber die Erhebung von 
Zinsen dem Zweck und der Wertung der 
zugrunde liegenden Vorschrift zuwiderläuft.

Ein Generalunternehmer hatte die Regeln 
zur Umkehr der Steuerschuldnerschaft 
(Reverse-Charge) nicht beachtet. Er bezog 
Bauleistungen von Handwerkern, für die er 
als Leistungsempfänger Steuerschuldner war. 
Tatsächlich aber stellten die Handwerker ihm 
fälschlicherweise Rechnungen mit Umsatz-
steuer aus, die der Generalunternehmer als 
Vorsteuer abzog. Nach einer Betriebsprü-

fung änderte das Finanzamt die Umsatz-
steuerbescheide der Jahre 2011 bis 2015 und 
setzte Nachzahlungszinsen fest, deren Erlass 
der Generalunternehmer begehrte.

Das Finanzgericht Baden Württemberg 
urteilte, dass das Finanzamt zu Recht den 
Erlass der Zinsen abgelehnt hatte. Durch 
den unrechtmäßigen Vorsteuerabzug habe 
der Generalunternehmer seine Zahllast 
gemindert und dadurch einen Zinsvorteil 
erlangt. Dass die Handwerker die in ihren 
Rechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer 
auch an das Finanzamt abgeführt haben 
und insofern aus Sicht des Fiskus insgesamt 
kein Steuerausfall entstanden sei, sei uner-
heblich.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

V E R FA H R E N S R E C H T
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Schätzungsbefugnis bei fehlenden 
Programmierprotokollen eines bargel-
dintensiven Betriebs mit modernem 
PC-Kassensystem

Die einzelne Aufzeichnung eines jeden 
Barumsatzes kann nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs unzumutbar sein. 
Wird jedoch ein modernes PC-Kassensystem 
eingesetzt, das sämtliche Kassenvorgänge 
einzeln und detailliert aufzeichnet, ist eine 
Berufung auf die Unzumutbarkeit der Auf-
zeichnungsverpflichtung nicht (mehr) mög-
lich.

Fehlen Programmierprotokolle für ein sol-
ches elektronisches Kassensystem, berechtigt 

dies zu einer Hinzuschätzung von Umsät-
zen, wenn eine Manipulation der Kassen 
nicht ausgeschlossen werden kann. Ein wei-
teres Indiz für eine nicht ordnungsgemäße 
Kassenführung ist z. B. die Existenz diverser 
Überwachungsvideos in den Betriebsräu-
men des Unternehmens, wonach Mitarbeiter 
zahlreiche Bezahlvorgänge nicht im Kassen-
system erfasst hatten. Unter diesen Voraus-
setzungen besteht ausreichend Anlass, die 
sachliche Richtigkeit der Buchführung zu 
beanstanden. Eine Hinzuschätzung von Um-
satz und Gewinn auf der Grundlage einer 
Nachkalkulation ist insoweit zulässig.

(Quelle: Beschluss des Finanzgerichts Hamburg)

V E R FA H R E N S R E C H T
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Berücksichtigung eines Fristverlänge-
rungsantrags bei der Festsetzung eines 
Verspätungszuschlags

Gemäß Beschluss des Finanzgerichts Ham-
burg trägt ein Steuerpflichtiger, der sich 
darauf beruft, dass er einen Fristverlänge-
rungsantrag beim Finanzamt gestellt hat, 
für seine Behauptung die Darlegungs- und 
Beweislast. Er muss beweisen, dass sein 
Antrag auch tatsächlich beim Finanzamt 
angekommen ist. Gelingt ihm der Nachweis 
nicht, darf das Finanzamt bei der Festset-
zung eines Verspätungszuschlags auf die 
gesetzlich vorgesehene Abgabefrist für die 
Steuererklärung abstellen.

Im zugrunde liegenden Fall hatte das Fi-
nanzamt einen Verspätungszuschlag fest-
gesetzt, weil die Einkommensteuererklärung 
des Steuerpflichtigen für das Jahr 2016 erst 

V E R FA H R E N S R E C H T

im März 2018 beim Finanzamt eingegangen 
war. Der Steuerpflichtige legte Einspruch ein 
und beantragte die Aussetzung der Vollzie-
hung des Verspätungszuschlags. Dies lehnte 
das Finanzamt ab.

Das Finanzgericht bestätigte die Sichtweise 
des Finanzamts. Der durch einen Steuerbe-
rater beratene Steuerpflichtige hätte seine 
Steuererklärung 2016 bis zum 31. Dezember 
2017 abgeben müssen. Dabei durfte das 
Finanzamt auch berücksichtigen, dass der 
Steuerpflichtige bereits in den Vorjahren 
seine Steuererklärungen verspätet abgege-
ben hatte. Bei der Höhe des Verspätungs-
zuschlags durfte das Finanzamt von einer 
Fristversäumnis von mehr als zwei Monaten 
ausgehen. Denn der Steuerpflichtige konnte 
seine Behauptung, er bzw. sein Berater habe 
einen Fristverlängerungsantrag gestellt, nicht 
beweisen.
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Gesellschaftereinlage als nachträgliche 
Anschaffungskosten auf die GmbH-Be-
teiligung

Aufwendungen eines Gesellschafters aus der 
Einzahlung in die Kapitalrücklage führen zu 
nachträglichen Anschaffungskosten auf die 
Beteiligung des Gesellschafters, wenn sie zur 
Vermeidung der Inanspruchnahme aus einer 
Bürgschaft geleistet wurden.

Nachträgliche Anschaffungskosten auf eine 
Beteiligung sind nur solche Aufwendungen 
des Gesellschafters, die nach handels- und 
bilanzsteuerrechtlichen Grundsätzen zu 
einer offenen oder verdeckten Einlage in 
das Kapital der Gesellschaft führen. Darun-
ter fallen u. a. auch handelsbilanzrechtliche 
Zuzahlungen, wie die freiwillige und ohne 
Gewährung von Vorzügen seitens der Kapi-

talgesellschaft erbrachte Einzahlung in die 
Kapitalrücklage.

Dabei spielt es keine Rolle, ob die zugeführ-
ten Mittel von der Gesellschaft dazu ver-
wendet werden, eigene (betriebliche) Ver-
bindlichkeiten abzulösen. Die Verwendung 
der Mittel durch die Gesellschaft ist uner-
heblich, ebenso wie ein Rückgriffsanspruch 
des Gesellschafters gegen die Gesellschaft.

Der Bundesfinanzhof stellt heraus, dass 
dieses Vorgehen nicht den Wertungen des 
Gesellschaftsrechts widerspricht. Insbeson-
dere liegt kein Gestaltungsmissbrauch vor. 
Durch die Leistung weiterer Einzahlungen 
über die Stammeinlage hinaus ermöglicht es 
der Gesellschafter seiner Gesellschaft, wech-
selnde Kapitalbedürfnisse durch Eigenkapital 
statt durch Fremdkapital zu decken.

K A P I TA LG E S E L L S C H A F T E N
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P E R S O N A L W I R T S C H A F T

Betriebliche Altersvorsorge: Arbeitge-
berzuschuss ab 2019 für Neuzusagen 
verpflichtend

Eine betriebliche Altersversorgung liegt u. a. 
vor, wenn einem Arbeitnehmer Leistungen 
der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebe-
nenversorgung aus Anlass seines Arbeits-
verhältnisses vom Arbeitgeber zugesagt 
werden. Um das Altersvorsorgesparen über 
die Gehaltsabrechnung attraktiver zu ma-
chen, ist bereits seit dem 1. Januar 2018 das 
Betriebsrentenstärkungsgesetz in Kraft, wo-
raus sich neue gesetzliche Regelungen bei 
Direktversicherungen, Pensionskassen und 
Pensionsfonds ergeben haben. Hervorzuhe-
ben sind hieraus

_die Anhebung des steuerfreien 
Förderrahmens bei der Gehaltsum-
wandlung,

_die Einführung des sog. Sozialpart-
nermodells (reine Beitragszusage als 
neue Zusageart) sowie

_die Einführung eines neuen steuer-
lichen Förderbetrags für Geringver-
diener.

Ab dem 1. Januar 2019 ist beim Abschluss 
von Neuverträgen nunmehr zudem ein ver-
pflichtender Arbeitgeberzuschuss in Höhe 
von 15 % zu leisten, sofern sich Arbeitgeber 
aus der Entgeltumwandlung Sozialversiche-
rungsbeiträge sparen. Die tatsächliche Höhe 
der eingesparten Sozialversicherungsbeiträ-
ge ist für die Höhe des Zuschusses unerheb-
lich. Der Zuschuss ist zudem „tarifdispositiv“, 
d. h. in Tarifverträgen kann zuungunsten des 
Arbeitnehmers abgewichen werden.

Hinweis: Für Altverträge greift der obliga-
torische Arbeitgeberzuschuss erst ab dem 
Jahr 2022.


